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Beteiligungsverfahren nach § 53 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG)/§ 93 des 
Hamburgischen Beamtengesetzes (HmbBG) 
Stellungnahme dbb hamburg beamtenbund und tarifunion zum Entwurf eines Hambur-
gischen Gesetzes zur Besoldungs- und Beamtenversorgungsanpassung 
2026/2027/2028, zur Gewährleistung einer amtsangemessenen Alimentation sowie zur 
Änderung weiterer dienstrechtlicher Regelungen   
    
Sehr geehrte Damen und Herren, 

der dbb hamburg bedankt sich für die Übersendung der Unterlagen im beamtenrechtlichen 
Beteiligungsverfahren. Der dbb hamburg nimmt in Abstimmung mit seinen betroffenen Fach-
gewerkschaften wie folgt Stellung: 

Grundsätzliche Anmerkungen: 

Übertragung des Tarifergebnisses mit der TdL aus dem Februar 2026: 

Der Gesetzentwurf enthält die zeit- und inhaltsgleiche Übertragung des Tarifergebnisses mit 
der TdL aus dem Februar 2026. 

Seit der Tarifeinigung mit der TdL im Februar 2026 hatte der dbb hamburg in vielen Gesprä-
chen darauf gedrungen, dass das in Potsdam erzielte Ergebnis für den TV-L zeit- und in-
haltsgleich auf die Beamtinnen und Beamten der FHH übertragen wird. Das wird mit diesem 
Gesetzentwurf vordergründig umgesetzt. Nicht unberücksichtigt bleiben kann dabei aller-
dings, dass die Beamtinnen und Beamten – untechnisch gesehen – einen Teil der Bezügeer-
höhung durch die im Verhältnis zum Tarifbereich (39 Wochenstunden) steigende Arbeitszeit 
(auf 41 Wochenstunden) „selbst“ erwirtschaften müssen. 
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Im Bereich der Anwärterbezüge geht der Entwurf - mit der vorgenannten Einschränkung - so-
gar über das Tarifergebnis hinaus, was wir aus Gründen der Attraktivitätssteigerung für die 
Nachwuchsgewinnung als dbb hamburg positiv bewerten.  

Zudem werden die für die Tarifbeschäftigten in Potsdam vereinbarten Regelungen für die 
sog. „Hamburg-Zulage/Zulage für bürgernahe Dienste“ auf die Beamtinnen und Beamten 
übertragen, die in den entsprechenden Bereichen tätig sind.    

Soweit die Übertragung der Tarifeinigung von Potsdam auf die hamburgischen Beamtinnen 
und Beamten zeit- und inhaltsgleich erfolgt inkl. der Übernahme der sog. Hamburg-Zulage in 
den entsprechenden Bereichen, wird sie vom dbb hamburg begrüßt. 

Amtsangemessene Alimentation: 

Zusätzlich enthält der Gesetzentwurf Regelungen, mit denen der Senat aus seiner Sicht die 
jüngste Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur amtsangemessenen Alimenta-
tion umsetzen will.  

Dabei sind nur Maßnahmen für die Jahre 2011 und 2012 sowie für das Jahr 2025 und ab dem 
Jahr 2026 (siehe weiter unten) vorgesehen.  

Der dbb hamburg weist darauf hin, dass die jetzt in der Drucksache vorgesehenen Summen 
für die Nachzahlungen in den Jahren 2011 und 2012 mit 64,3 Mio. € deutlich geringer sind 
als diejenigen Summen, für welche Senat und Bürgerschaft im Jahr 2020 Rückstellungen ge-
bildet haben.  

Mit der Drucksache 22/3821 vom 06.04.2021 wurde damals eine Summe in Höhe von 460,6 
Mio. €  für die die Jahre 2011 und 2012, 2013 bis 2019 sowie das Jahr 2020 im Haushalt  als 
Rückstellung für das Risiko von Besoldungs- und Versorgungszahlungen im Zusammenhang 
mit Klageverfahren auf Gewährung einer amtsangemessenen Alimentation für die Jahre 
2011 und 2012, 2013 bis 2019 sowie das Jahr 2020 bereitgestellt.    

Wir vermuten, dass diese deutliche Minderinanspruchnahme im aktuellen Gesetzentwurf da-
mit zusammenhängt, dass der Senat mit der vorliegenden Drucksache keine Maßnahmen für 
die vergangenen Jahre 2013 bis 2019 plant.  
 
Der dbb hamburg hat kein Verständnis für dieses Vorgehen des Senats. Es erweckt den An-
schein, dass Senat und Besoldungsgesetzgeber weiterhin an ihrer Verzögerungstaktik zu Las-
ten der hamburgischen Beamtinnen und Beamten festhalten wollen, indem die amtsangemes-
sene Alimentation für den Zeitraum 2013 bis 2019 sowie das Jahr 2020 zurückgehalten wird. 
Wir kritisieren diese Politik, die eigene Gestaltungsspielräume offenbar bewusst nicht nutzt, 
obwohl der Senat  damit rechtliche Klarheit für die Betroffenen herstellen könnte.     
 
Zu den geplanten Maßnahmen zum Themenkreis amtsangemessene Alimentation im 
Einzelnen: 
 
Artikel 6 Gesetz über eine Einmalzahlung 2025 

Die Nachzahlung für 2025 beträgt einmalig 7,5% eines durchschnittlichen Monatseinkom-
mens.   
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Artikel 7 Änderung des Hamburgischen Sonderzahlungsgesetzes 

Der Senat sieht die Einführung einer jährlichen Sonderzahlung in Höhe von 27,5% eines 
durchschnittlichen Monatseinkommens ab Dezember 2026 vor. Das entspricht einer jährli-
chen Besoldungserhöhung in Höhe von rd. 2,3%.  Würde man diese Zahlung in die Grund-
gehaltstabelle einbauen, so hätte man insgesamt eine Steigerung im Jahr 2026 von rd. 5,1% 
erhalten, was zudem noch ruhegerhaltfähig gewesen wäre.  

Der dbb hamburg präferiert eine solche Lösung. Die  amtsangemessene Alimentation muss 
aus unserer Sicht ruhegehaltsfähig in der Grundgehaltstabelle abgebildet sein   und darf sich 
nicht t aus Zulagen ergeben .    

Zwar ist die Einführung der Sonderzahlung grundsätzlich zu begrüßen. Sie entspricht einer 
Forderung des dbb hamburg. Sie darf jedoch keinesfalls ausschließlich deswegen vorge-
nommen werden, um die Alimentation mit Blick auf die Mindestbesoldung gerade eben noch 
verfassungsgemäß auszugestalten.  Sinn und Zweck einer Sonderzahlung sollte auch wei-
terhin ausschließlich die Anerkennung der geleisteten Arbeit sein und der ständigen Disposi-
tion des Dienstherrn unterliegen. 

Der dbb fordert daher, die Grundbesoldung in dem Maße anzupassen, dass sie den Anforde-
rungen aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts entspricht. Dieses ist un-
zweifelhaft durch eine entsprechende Anhebung der Grundgehälter zu erreichen und nicht 
durch die Wiedereinführung eines dem ständigen Zugriff des Gesetzgebers zugänglichen 
Besoldungselements einer jährlichen Sonderzahlung. 

Artikel 7 Änderung des Hamburgischen Sonderzahlungsgesetzes  
Abkopplung der Versorgung von der Besoldung  

Die jährliche Sonderzahlung soll nur an aktive Beamtinnen und Beamte gezahlt werden. Ver-
sorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger erhalten keine Zahlung auf der 
Grundlage des vorliegendes Entwurf des Hamburgischen Sonderzahlungsgesetzes. Die Ver-
sorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger werden dadurch mit dem Gesetzent-
wurf strukturell von der Besoldung abgehängt, das Prinzip „Versorgung folgt Besoldung“ wird 
auf Dauer verlassen. Damit stellt der Senat ein tragendes beamtenrechtliches Grundprinzip 
in Frage und sendet das fatale Signal: Wer viele Jahre diesem Staat gedient hat, spielt im 
Ruhestand bei der Beseitigung verfassungswidriger Zustände nur noch eine Nebenrolle.  

An diesem Prinzip ändern auch die Empfehlungen der Rentenkommission, auf die der Senat 
in der Drucksache hinweist, erst einmal  nichts, weil bei der Umsetzung der Empfehlungen 
der Rentenkommission die verfassungsmäßigen Vorgaben zur Beamtenversorgung nicht ig-
noriert werden können. Daran können im Übrigen auch „Wünsche und Erwartungen aus Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft“ nichts ändern. 

Der dbb hamburg kritisiert, dass der Senat hier „Äpfel mit Birnen“ vergleicht:  

Die Versorgungsbezüge sind integraler Bestandteil der lebenslangen amtsangemessenen 
Alimentation. Sie sind nicht Bestandteil der Sozialversicherung wie die gesetzliche Renten-
versicherung. Es handelt sich um ein grundrechtsgleiches Recht der Beamtinnen und Beam-
ten, das nicht zur beliebigen Disposition des Dienstherrn oder des Gesetzgebers steht.  

Es ist bemerkenswert, dass der Senat sich hinter genau diesem Umstand versteckt, wenn es 
um Leistungen an die Ruhestandsbeamten geht: Zum einen führt er aus, dass das Bundes-
verfassungsgericht über die Mindesthöhe der Versorgung bislang nicht verbindlich für die 
FHH geurteilt hat. Auch wenn der Gesetzentwurf möglicherweise aufgrund des zeitlichen 
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Vorlaufs nur einen Hinweis auf mögliche Empfehlungen der Rentenkommission enthält, las-
sen Aussagen einiger Senatsmitglieder befürchten, dass der Senat Kürzungen ohne Rück-
sicht auf die Verfassung oder das Verfassungsgericht plant.   

Tatsächlich hat der Senat kein Interesse daran, Renten und Versorgungsbezüge gleich zu 
behandeln. Niemand käme auf die Idee, die Renten um anderweitig erwirtschaftete Renten-
bezüge oder Zusatzrenten zu kürzen. Vielmehr werden alle Rentenbezüge kumuliert. Anders 
bei pensionierten Beamten: Deren Versorgungsbezüge werden gekürzt, wenn und soweit sie 
in ihrem Berufsleben auch einen Rentenanspruch erworben haben.  

Wenn es so klar wäre, wie der Senat behauptet, müsste er die Kürzungsvorschrift des § 66 
HmbBeamtVG streichen. Diese Absicht hat er nicht. Es geht dem Senat nicht um eine -ver-
fassungsrechtlich nicht vorgesehene- Gleichbehandlung von Tarifbeschäftigten und Beamtin-
nen und Beamten, sondern ausschließlich um Einsparungen! Ansonsten hätte er in seinem 
Gesetzentwurf auch einen Vergleich zwischen der Entwicklung der Renten und der Versor-
gung fortgeschrieben, wie er es im Besoldungsanpassungsgesetz 2022 vorgenommen hatte 

Die vom Senat behauptete Gerechtigkeitslücke zwischen Renten und Versorgung trägt da-
her die angekündigte Berücksichtigung der Rentenentwicklung bei der Pensionsentwicklung 
nicht. Unterschiede zwischen Rentenrecht und Beamtenversorgung können nicht selektiv 
herangezogen werden, um verfassungsrechtliche Verpflichtungen gegenüber Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfängern zu relativieren. Wer nur einzelne Passagen 
politisch verwertet und die Gesamtbetrachtung sowie das Zielniveau der Alterssicherung 
ausblendet, handelt nicht lösungsorientiert, sondern betreibt Besoldungspolitik zulasten einer 
ganzen Generation ehemaliger Beschäftigter. 

Darüber hinaus verkennt diese Argumentation, dass viele Jahre lang die aktiven Beamtinnen 
und Beamten zwangsweise durch Abschläge bei Besoldungsanpassungen an dem Aufbau 
ihrer Pensionsrücklagen beteiligt waren. 

Auswirkung auf die Versorgungsbezüge 
 
Änderung des Hamburgischen Sonderzahlungsgesetzes  
 
Die vom Senat vorgesehene Sonderzahlung von 27,5 % der durchschnittlichen Monatsbezüge 
ergibt eine zusätzliche Erhöhung um rund 2,3 % p.a. Diese Zahlung soll ab Dezember 2026 
unbefristet für die aktiven Beamtinnen und Beamten erfolgen. Sie ist nicht tabellenwirksam 
und damit nicht ruhegehaltsfähig.   
Der Ausschluss der Versorgungsberechtigten von der Sonderzahlung bedeutet, dass ihre 
Pension statt 71,75 % nur 70,13 % bezogen auf das Jahresdurchschnittsgehalts eines aktiven 
Beamten einschließlich der Sonderzahlung beträgt.  
Der Senat verfolgt weiter seine Strategie, eine angemessene Besoldung durch nicht tabellen-
wirksame Einmalzahlungen abzusichern. Dieser Weg schmälert auch die Versorgungsper-
spektive der jetzt Aktiven. 
 
Angemessenheit der Versorgung: 
 
In der Begründung zum Gesetzentwurf betont der Senat ausdrücklich, dass die Versorgungs-
ansprüche verfassungsrechtlich durch Artikel 33 Absatz 5 GG geschützt seien. Der Senat er-
läutert seine Rechtsauffassung zum derzeitigen Versorgungsniveau und führt aus:   
„Anders als zur Besoldung ist die Rechtsprechung zur amtsangemessenen Versorgung noch 
nicht ausdifferenziert. Kriterien zur Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit der Alimentation 
hat das Bundesverfassungsgericht bisher ausschließlich zur Besoldung entwickelt (s. Teil 
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A.2.a). In der Rechtsprechung zur Versorgung besteht daher kein speziell darauf zugeschnit-
tenes Prüfsystem. Eine verfassungsgerichtliche Entscheidung darüber, ob und wie die für die 
Besoldung der aktiven Beamtinnen und Beamten entwickelte Rechtsprechung auf die Ver-
sorgungsbezüge zu übertragen wäre, steht bislang aus.“ 
 
Weiter führt der Senat aus, dass ein „Auseinanderfallen von Besoldungs- und Versorgungs-
entwicklung grundsätzlich zulässig“ sei. Das Bundesverfassungsgericht habe auch eine abso-
lute Höhe der Mindestversorgung nicht definiert.  
Aus diesem verfassungsrechtlichen Rahmen schlussfolgert der Senat, dass weitere Absen-
kungen der Versorgung noch verfassungskonform wären. Als Leitplanken dieser Strategie be-
nennt der Senat zwei Werte: 
 

• Das Lebenszeitprinzip erfordere, dass die geringste Versorgung ein gewichtetes Haus-
haltseinkommen von mindestens 80 % des Median-Äquivalenzeinkommens erreicht. 

• Ein Versorgungsniveau um die 70 % der aktiven Bezüge sei eine amtsangemessene 
Alimentation in der Versorgung.   

 
Der Senat halte es verfassungsrechtlich nicht für geboten, die Sonderzahlung auch den Ver-
sorgungsberechtigten zu gewähren. Zudem verweist der Senat auf die zu erwartenden Vor-
schläge der Alterssicherungskommission.  
 
Bewertung der Angemessenheit der Versorgungsbezüge aus Sicht des dbb hamburg: 
 
Seit 1949 waren ausschließlich die Gehaltstabellen für die aktiven Beamtinnen und Beamten 
die Bemessungsgrundlage für die Versorgung. Alle Gehaltserhöhungen flossen in diese Ta-
bellen ein. Mit dieser verlässlichen Rechtsanwendung hat der Senat schon vor Jahren gebro-
chen, als er die Besoldung 2021 um diverse Einmalzahlungen ergänzte, die sich nicht erhö-
hend auf die Bemessungsgrundlage der Versorgung auswirkten.  
Der dbb hamburg hat bereits in seiner Stellungnahme vom 29.04 2022 zur damaligen Besol-
dungs- und Versorgungsanpassung 2022 die Strategie des Senats, die Alimentation durch 
Einmalzahlungen ausschließlich an aktive Bedienstete zu sichern, als Paradigmenwechsel 
bezeichnet.  
Mit dem Entwurf des Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 2026 bis 2028 ver-
folgt der Senat diesen Paradigmenwechsel konsequent weiter und beruft sich auf die noch 
ausstehende verfassungsgerichtliche Rechtsprechung zu Beamtenversorgung. Er gibt das 
Primat der Politik damit ausdrücklich ab. Der dbb weist darauf hin, dass es dem Senat jeder-
zeit unbenommen wäre, auch ohne gerichtliche Entscheidungen unter Beachtung der Ver-
fassung rechtsetzend tätig zu werden.  
Zwar schlägt das seit dem 23. Juni 2026 vorliegende Gutachten der Alterssicherungskom-
mission eine 70% Netto-Ersatzquote als politische Zielgröße für die Lebensstandardsiche-
rung vor. Die Alterssicherungskommission tut dies aber aus der Perspektive einer niedrige-
ren Absicherung durch die heutige gesetzliche Rentenversicherung. Sie äußert sich nicht zu 
der Höhe der amtsangemessenen Alimentation. 
Vor diesem Hintergrund und angesichts der Kampagnen von Medien und Politik gegen das 
Berufsbeamtentum erkennt der dbb hamburg an, dass der Senat sich zum Berufsbeamten-
tum bekennt und seine Strategie offenlegt und begründet.  
Die Absenkung des Versorgungsniveaus von 71,75% auf rund 70 % ist für viele jetzt Versor-
gungsberechtigte ein spürbarer Einschnitt, weil damit zumindest für die Jahre 2027 ff die in-
flationsbedingten Belastungen nicht mehr ausgeglichen werden können. 
Im Ergebnis werden die jetzigen Versorgungsberechtigten einen Kaufkraftverlust hinzuneh-
men haben.  
Der dbb hamburg sieht die Gefahr, einer Verunsicherung der heutigen Beamtinnen und Be-
amten im Hinblick auf ihre Versorgungssicherheit im Alter gerade in den niedrigen Besol-
dungsgruppen. Hinzu kommt, dass eine Verbeamtung bei fortschreitendem Auseinanderfal-
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len von Besoldung und Versorgung insbesondere im einfachen und mittleren Dienst weiter-
hin an Attraktivität verlieren könnte. Bereits jetzt hat der Senat erhebliche Schwierigkeiten in 
wichtigen Bereichen (z.B. Justizvollzug oder Rechtspflege) eine ausreichende Zahl von An-
wärtern zu gewinnen.  
 
 
Forderung des dbb hamburg: 
 
Wir fordern, dass in Hamburg am Prinzip „Versorgung folgt Besoldung“ festgehalten wird, da 
dieses ein integraler Bestandteil des „Lebenszeitprinzips“ des Berufsbeamtentums darstellt. 
Konkret bedeutet das, dass auch die Sonderzahlung an die Versorgungsempfängerinnen 
und Versorgungempfänger ausgezahlt werden sollte.   
 
Artikel 21 Gesetz über eine Einmalzahlung 2011 und 2012 

Zudem soll eine Nachzahlung für die Jahre 2011/2012 durch eine Einmalzahlung einer 
durchschnittlichen Monatsbesoldung (17,5% für 2011 und 30% für 2012) erfolgen. Auch hier 
erfolgt nur eine Zahlung an diejenigen, die in den Jahren 2011 und 2012 aktiv im Dienst wa-
ren.  

Durch die Anrechnung des fiktiven Partnereinkommens rückwirkend bis 2007 fallen die 
Nachzahlungen sehr gering aus und die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsemp-
fängen erhalten für die Jahre 2011 und 2012 keine Zahlung, wenn sie damals nicht mehr ak-
tiv im Dienst waren.    

Artikel 8 Weitere Änderung des Hamburgischen Besoldungsgesetzes  

– Streichung Besoldungsergänzungszuschuss und Angleichungszulage- 
 
Artikel 22 Gesetz zur Anpassung der Alimentation kinderreicher Familien für die Jahre 
2011 und 2012  und 
Artikel 28 Übergangs- und Schlussbestimmungen 
-Umgang mit drei Kindern Kinderergänzungszuschuss- 
Umgang mit drei Kindern Kinderergänzungszuschuss  
3. Besoldungs- und Versorgungsanpassung 2025-2027 e. Kinderbezogene Bezügebe-
standteile für dritte und weitere Kinder         
 
Beamtinnen und Beamte erhalten für das dritte Kind und weitere in diesem Zeitraum in ihrem 
Familienzuschlag berücksichtigte Kinder monatliche Nachzahlungen. Die Nachzahlung be-
trägt:  
 
Für die Zeit vom 1. Januar 2011 bis zum Ablauf des 31. März 2011 69,49 € 
Für die Zeit vom 01.April 2011 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2011 70,06 € 
Für die Zeit vom 01.Januar 2012 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2012 74,36 €.  

Durch die Anrechnung des fiktiven Partnereinkommens rückwirkend bis 2007 fallen die 
Nachzahlungen auch hier sehr gering aus, was wir auch kritisieren.   

Streichung Besoldungsergänzungszuschuss  
3. Besoldungs- und Versorgungsanpassung 2025-2027 f. Streichung des Besoldungs-
ergänzungszuschusses       

Die Kinderzuschläge ab dem dritten Kind werden schrittweise reduziert und der sog. Besol-
dungsergänzungszuschuss wird abgeschafft.  
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Die vorgesehene Kürzung der erst kürzlich eingeführten Familienzuschläge ab dem dritten 
Kind ist sozialpolitisch kritisch und rechtlich problematisch. Sie widerspricht der Fürsorge-
pflicht des Dienstherrn und dem verfassungsrechtlichen Gebot, Beamtinnen und Beamte so-
wie ihre Familien amtsangemessen zu alimentieren. 

Familien mit drei und mehr Kindern dürfen nicht erneut zur haushaltspolitischen Verfügungs-
masse gemacht werden. Die Absenkung führt in vielen Fällen zu dauerhaften finanziellen 
Verschlechterungen, die durch allgemeine Besoldungs- oder Tarifanpassungen nicht ausge-
glichen werden. Hamburg sendet damit ein fatales Signal an Beschäftigte mit Familienver-
antwortung und schwächt die Bindung an den öffentlichen Dienst. 

Durch die Veränderungen bei den Kinderzuschlägen ergeben sich in der Endstufe zum 
01.01.2028 im Ergebnis Verringerungen von 168,82 € bei drei Kindern und ab dem vierten 
Kind 235 €. Das bedeutet, dass eine Familie mit 4 Kindern insgesamt ab 01.Januar 2028 
403,82 € weniger im Monat erhält als zum heutigen Zeitpunkt. 

Es ist eine langjährige Kernforderung des dbb-hamburg, dass die Herstellung einer amtsan-
gemessenen Alimentation durch eine Erhöhung der Grundgehälter erfolgen soll. Daher ha-
ben wir es immer kritisch gesehen, dass der Besoldungsgesetzgeber auch in Hamburg die-
sen Anspruch durch eine massive Erhöhung der Kinderzuschläge ab dem dritten Kind abge-
bildet hat. Insofern ist es grundsätzlich zu begrüßen, dass diese Fehlsteuerung jetzt abge-
baut wird. Allerdings werden auch eine Reihe von Kolleginnen und Kollegen dadurch trotz 
der linearen Steigerungen und der Einführung einer Jahressonderzahlung finanziell schlech-
ter gestellt.  

Deshalb fordert der dbb hamburg eine Besitzstandswahrung für die Fälle, in den Beamtinnen 
und Beamte in den Jahren ab Inkrafttreten dieses Gesetzes trotz der linearen Erhöhungen 
und der Zahlung der Jahressonderzahlung ein geringeres Gehalt erhalten als zum jetzigen 
Zeitpunkt. Dabei ist zu bedenken, dass es insbesondere bei der Begleichung von Unterhalts-
verpflichtungen und in bestimmten familiären Konstellationen (z.B. Patchworkfamilien) sehr 
kompliziert werden wird, wenn das Grundgehalt zukünftig geringer ausfällt.    

4. Besoldungsanpassung 2011 und 2012 4a Verfassungsrechtlicher Hintergrund -insbe-
sondere besoldungsrechtliche Bezugsgröße 

Fortsetzung der verfassungswidrigen Berücksichtigung eines Partnereinkommens in 
Höhe von 55% der Mindestlohnbasis: 

Wir kritisieren, dass der Senat bei der Berechnung der Mindestalimentation weiter am Part-
nereinkommen festhält, was wir nach wie vor als verfassungswidrig ansehen. Der dbb ham-
burg beamtenbund und tarifunion verweist in diesem Zusammenhang auf seine Stellung-
nahme vom 22.06.2023 zum Hamburgischen Besoldungsstrukturgesetz. Die dortigen Aus-
führungen, auf die Bezug genommen wird, gelten aus unserer Sicht unverändert fort.   

Wie bereits in den grundsätzlichen Anmerkungen dargestellt spricht sich der dbb-hamburg 
aus verfassungsrechtlichen Gründen gegen eine „familienangemessene“ statt einer amtsan-
gemessenen Alimentation aus.  

Konkret lehnt der dbb hamburg die Berücksichtigung von Erwerbseinkommen der Ehe-/Le-
benspartnerin bzw. des Ehe-/Lebenspartners ab, da er nach wie vor der Ansicht ist, dass die 
Besoldung in Kombination mit dem Familienzuschlag für eine 4-köpfige Alleinverdiener-Fa-
milie ausreichend sein muss, um die Kriterien des Bundesverfassungsgerichts zu erfüllen.  
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Auch wenn der Senat meint, dass aus seiner Sicht dieser Paradigmenwechsel in der Berech-
nung der Bezugsgröße verfassungsgemäß ist, ist der dbb-hamburg davon überzeugt, dass 
dieses Modell zu neuen rechtlichen Auseinandersetzungen führt, weil sich die amtsange-
messene Alimentierung immer auf die jeweilige Beamtin/den jeweiligen Beamten beziehen 
muss. Insofern bleibt auch für die Jahre 2026 ff der Weg durch die gerichtlichen Instanzen 
vorgezeichnet. Letztendlich wird die Entscheidung dann vom Bundesverfassungsgericht ge-
troffen werden und bis dahin wird die juristische Unsicherheit für alle Verfahrensbeteiligten 
verlängert. 

Der dbb hamburg hält die im Gesetzentwurf vorgesehene Fortführung der Anrechnung eines 
(fiktiven) Partnereinkommens zur Erreichung der vom BVerfG vorgegebenen Mindestbesol-
dung (Prekaritätsschwelle) weiterhin für verfassungswidrig und lehnt den damit verbundenen 
Systemwechsel - weg von der vierköpfigen Alleinverdienerehe welche mit dem Hamburgi-
schen Besoldungsstrukturgesetz eingeführt wurde - ab.  

Der dbb ist der Ansicht, dass das Bundesverfassungsgericht seine Besoldungsrechtspre-
chung zur amtsangemessenen Alimentation ausschließlich auf die vierköpfige Alleinverdie-
nerehe gestützt hat und dies auch zuletzt in seinen Beschlüssen vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 
4/18 – sowie vom 17. September 2025 – 2 BvL 5/18 u. a. fortführt. Darin wird ausdrücklich 
betont, dass die vierköpfige Alleinverdienerehe die Bezugsgröße der bisherigen Besoldungs-
praxis, wenn auch nicht Leitbild ist.  

Die Entscheidung 2025 markiert kein Abrücken von diesem Grundsatz, sondern ausschließ-
lich eine Fortentwicklung der Mindestbesoldungsrechtsprechung unter Beachtung des Ab-
standsgebots. Daraus ist zu folgern, dass die Mindestbesoldung nicht in verfassungsrechtlich 
unzulässiger Weise dadurch „errechnet“ werden darf, dass ein zweites, (fiktives) Einkommen 
als Standardannahme angesetzt wird. Besoldungssystematisch ist das Grundgehalt der fa-
milienneutrale Kern der Alimentation; es bildet das Leistungsprinzip und das verfassungs-
rechtlich normierte Abstandsgebot ab. Familienbezogene Leistungen haben ausschließlich 
eine Ergänzungsfunktion, um die vierköpfige Alleinverdienerehe besoldungsrechtlich abzubil-
den.  

Das BVerfG hat zudem betont, dass die Besoldung typisierend so ausreichend zu bemessen 
ist, dass Beamtinnen und Beamte nicht vor die Wahl gestellt werden dürfen, eine amtsange-
messene Lebensführung oder die Unterhaltung einer Familie zu ermöglichen; bei kinderrei-
chen Familien hat der Dienstherr ab dem dritten Kind besondere Vorgaben einzuhalten (u. a. 
15 Prozentpunkte oberhalb der Grundsicherung für diese Kinder), da der Beamte nicht ge-
halten ist, für den Unterhalt auf seine Besoldung (Grundbesoldung sowie Familienzuschlag 
der Stufe 1 und 2) zurückzugreifen, so dass die vierköpfige Familie zugrunde zu legen ist. 

Unter Berücksichtigung dieser seit Jahrzehnten bestehenden und stets fortgeführten und 
weiterentwickelten Rechtsprechung ist die Einbeziehung eines (fiktiven) Partnereinkommens 
zur Erreichung einer verfassungsgemäßen Mindestbesoldung unzulässig. 

Diesbezüglich ist weiterhin auszuführen, dass die Alimentation ausschließlich vom Dienst-
herrn zu leisten ist, da juristischer Bezugspunkt allein das Dienst- und Treueverhältnis zwi-
schen Dienstherrn und Beamten ist. Familienangehörige sind kein Bestandteil dieses gegen-
seitigen Dienst- und Treueverhältnis, sondern werden allenfalls reflexhaft begünstigt (vgl. 
„Verfassungsmäßigkeit des Leitbilds der Mehrverdienerfamilie im nordrhein-westfälischen 
Besoldungssystem“ von Prof. Dr. Dr. Di Fabio in „Schriften zum öffentlichen Dienstrecht - 
Band 13“). 

Die Verfassungswidrigkeit der Anrechnung eines Partnereinkommens ergibt sich auch dar-
aus, dass der Beamte keine Entscheidungsbefugnis darüber hat, ob und in welcher Höhe der 
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Partner überhaupt ein Einkommen erzielt. Dies hängt ausschließlich vom Verhalten des Part-
ners ab, dass dieser auch unter Berücksichtigung der bestehenden und stets sich ändernden 
Rahmenbedingungen (Betreuung, Arbeitsmarkt, Einsatzmöglichkeiten, Ehe, Gesundheit, Fa-
milienkonstellationen incl. der Erfüllung von Unterhaltspflichten durch Haushaltsführung) trifft.  

Deswegen ist es dem Gesetzgeber verwehrt, die verfassungsrechtlich zu gewährende Min-
destbesoldung unter Anrechnung eines typischerweise – aber eben nicht generell tatsächlich 
vorhandenen – zusätzliche Erwerbseinkommen eines nicht im Dienst- und Treueverhältnis 
stehenden Dritten festzulegen und gesetzlich zu normieren.  

Aufgrund dessen ist der dbb hamburg der Überzeugung, dass der Gesetzentwurf erneut 
nicht die verfassungsrechtlich zu niedrige Mindestbesoldung beseitigt, sondern diese fort-
setzt und daher abzulehnen ist. 

Unabhängig von dieser Argumentation ist es nach Ansicht des dbb auch unzulässig, für die 
Erreichung der Mindestbesoldung auf die Nettoalimentation eines Beamten der Besoldungs-
gruppe A 6 Stufe 1 abzustellen, da nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts die unterste ausgewiesene Besoldungsgruppe (A 4, Stufe 1) zugrunde zu legen ist. Ob 
diese tatsächlich noch von Beamten „belegt“ wird, ist nicht entscheidend. Dem dbb hamburg 
sind allerdings derart eingruppierte Hamburger Beamte bekannt.  

Rückwirkende Zugrundelegung der neuen Bezugsgröße im Hinblick auf die Nachzah-
lungsregelungen im Jahr 2011 

Zudem will der Senat dieses Rechenmodell jetzt sogar im Rahmen einer echten Rückwir-
kung bis in das Jahr 2007 anwenden. Dafür bietet der Senat bei den (Nach-)Zahlungen nur 
Teillösungen für einige wenige Jahre an (2011-2012 und ab 2025). Aufgrund der Berücksich-
tigung des Partnereinkommens bis zurück ins Jahr 2007 sind dadurch die zu erwartenden 
„fikitivpartnerschaftlichen“ Nachzahlungen zu gering und nicht amtsangemessen.  

Der dbb hamburg lehnt die rückwirkende Änderung der Bezugsgröße für die Berechnung 
der Mindestbesoldung im Hinblick auf die zu leistenden Nachzahlungen ab. 

Diese ist - neben den bereits unter III. angeführten Gründen - auch wegen eines Verstoßes 
gegen den Vertrauensschutz unzulässig. 

Allgemeiner Vertrauensschutz ist nicht nur objektivrechtlich durch das Rechtsstaatsprinzip 
garantiert, sondern zugleich eine Dimension der subjektivrechtlichen Grundrechtsverbür-
gung. Die Grundrechte wie auch das Rechtsstaatsprinzip garantieren im Zusammenwirken 
die Verlässlichkeit der Rechtsordnung als wesentliche Voraussetzung für die Selbstbestim-
mung über den eigenen Lebensentwurf und damit als eine Grundbedingung freiheitlicher 
Verfassungen (BVerfG, Beschluss vom 25. März 2021 – 2 BvL 1/11 –, BVerfGE 157, 177-
223, Rn. 51, juris).Das Rechtsstaatsprinzip in seiner Ausprägung als Rückwirkungsverbot 
schützt das Vertrauen in die Verlässlichkeit und Berechenbarkeit der unter der Geltung des 
Grundgesetzes geschaffenen Rechtsordnung und der auf ihrer Grundlage erworbenen 
Rechte. Wenn der Gesetzgeber die Rechtsfolge eines der Vergangenheit zugehörigen Ver-
haltens nachträglich belastend ändert, bedarf dies einer besonderen Rechtfertigung vor dem 
Rechtsstaatsprinzips und den Grundrechten des Grundgesetzes, unter deren Schutz Sach-
verhalte „ins Werk gesetzt“ worden sind. Es würde den Einzelnen in seiner Freiheit erheblich 
gefährden, dürfte die öffentliche Gewalt an sein Verhalten oder an ihn betreffende Umstände 
ohne Weiteres im Nachhinein belastende Rechtsfolgen knüpfen, als sie zum Zeitpunkt sei-
nes rechtserheblichen Verhaltens galten (BVerfGE 127,1 (16); 131, 20 (38f); 148, 217 (255); 
157, 177 (200)). 
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Allgemeiner Vertrauensschutz ist damit nicht nur objektivrechtlich durch das Rechtsstaats-
prinzip garantiert, sondern zugleich eine Dimension der subjektivrechtlichen Grundrechtsver-
bürgung. Die Grundrechte wie auch das Rechtsstaatsprinzip garantieren im Zusammenwir-
ken die Verlässlichkeit der Rechtsordnung als wesentliche Voraussetzung für die Selbstbe-
stimmung über den eigenen Lebensentwurf und damit als eine Grundbedingung freiheitlicher 
Verfassung (BVerfGE 132, 302, 317; 155, 238, 287). 

Die rückwirkende Änderung der Bezugsgrenze für die Berechnung der Mindestbesoldung 
verstößt nach Ansicht des dbb gegen diesen Grundsatz, da die Änderung der Bezugsgröße 
um das anzurechnende Partnereinkommen in Höhe von 55 % des Mindestlohns das Ver-
trauen der Beamten darin, dass er allein eine vierköpfige Familie allein unterhalten kann, ver-
letzt. 

Echte Rückwirkung: 

Von einer echten Rückwirkung ist auszugehen, wenn die Rechtsfolge mit belastender Wir-
kung schon für vor dem Zeitpunkt ihrer Verkündung bereits abgeschlossene Tatbestände 
gelten soll. Bei einer echten Rückwirkung hat der Vertrauensschutz regelmäßig Vorrang, weil 
der in der Vergangenheit liegende Sachverhalt mit dem Eintritt der Rechtsfolge kraft gesetzli-
cher Anordnung einen Grad der Abgeschlossenheit erreicht hat, über den sich der Gesetzge-
ber vorbehaltlich besonders schwerwiegender Gründe nicht mehr hinwegsetzen darf (vgl. 
BVerfGE 127, 1, 19; 156, 354,k 206, Rdnr. 142). 

Die Anrechnung eines Partnereinkommens bereits ab dem Jahr 2007 hat ab diesem Jahr be-
lastende Wirkung und greift damit in einen Zeitraum ein, der bereits vor der Verkündung 
durch die Gewährung der gesetzlich normierten und gewährten Besoldung tatbestandlich ab-
geschlossen ist. Die Zugrundelegung der neuen Bezugsgröße hat ausschließlich den Sinn 
und Zweck, durch die verfassungswidrig zu niedrig gewährte Besoldung entstandene und 
bestehende Nachzahlungsansprüche auszuschließen. 

Diese stehen den Beamten jedoch zu, da sie durch die zu niedrigen Besoldung nicht allein 
aus der Besoldung ein Leben bestreiten konnten, was ihrem Amt entsprach. Sofern sie hö-
here Ausgaben für diese Lebensführung benötigten, waren sie gehalten die dafür benötigten 
Mittel anderweitig aufzubringen, obwohl diese Verpflichtung dem Dienstherrn oblag. Diese 
Aufwendungen oder auch den Verzicht gilt es nunmehr durch die berechtigten Nachzahlun-
gen, die es gilt, ohne rückwirkende Betrachtung eines Partnereinkommens auszugleichen.  

Die Änderung der Bezugsgröße ist auch nicht zu rechtfertigen, da die sogenannte Doppel-
verdienerehe keinesfalls bereits im Jahr 2011 von der überwiegenden Anzahl der Beamtin-
nen und Beamten praktiziert wurde und daher als Grundlage für die geänderte Bezugsgröße 
sein kann. 

Die diesbezüglichen Ausführungen in dem Gesetzentwurf rechtfertigen nicht die Änderung 
der Bezugsgröße nicht, da sie in keinster Weise aufgrund nachvollziehbarer Datenlage und 
Statistiken darlegen, dass die Doppelverdienerehe als Bezugsgröße im Jahr 2011 und 2012 
im öffentlichen Dienst und dabei speziell im Bereich der Beamtinnen und Beamten praktiziert 
wurde bzw. gelebte Praxis war. 

Allein die Ausführungen hinsichtlich der Verabschiedung von Gesetzen zur Ermöglichung der 
Ausübung einer Berufstätigkeit durch beide (Ehe-) Partner zeigen nicht die gängige Praxis 
auf. Dies wurde und wird auch zu keinem Zeitpunkt von einer anderen Gebietskörperschaft 
in Bund und Länder für die Jahre 2011 und 2012 ausgeführt. Gesetzgeberische Maßnahmen 
bedürfen langfristiger Umsetzung in der Praxis und in sämtlichen Gebietskörperschaften. 
Diesbezügliche Ausführungen hat der Senat nicht in den Gesetzentwurf als Rechtfertigung 
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für die rückwirkende Änderung aufgenommen.  Es fehlen sämtliche Darlegungen u.a. hin-
sichtlich ausreichend vorhandener Betreuungsangebote für Kinder gleich welcher Alters-
gruppe. Dies ist umso bemerkenswerter und führt auch zum Fehlen der Rechtfertigung, da 
zwar die Bezugsgröße geändert werden soll, nicht jedoch die weiteren gesetzgeberischen 
Maßnahmen, die die Änderung begleiteten (z.B. Familienergänzungszuschlag im Falle der 
Nichtausübung der Berufstätigkeit). 

Darüber hinaus wäre die Änderung der Bezugsgröße faktisch eine „Besoldungskürzung“, de-
ren Rechtsfolge erst mit Verabschiedung des aktuell vorliegenden Gesetzentwurfes eintre-
ten. Ohne die Anrechnung eines Partnereinkommens war die Besoldung verfassungswidrig 
zu niedrig bemessen, so dass der Gesetzgeber diese rückwirkend beseitigen müsste. Die 
Änderung der Bezugsgröße verringert diese Rechtsfolge in wesentlichem Umfang und tritt 
erst mit der Verabschiedung des aktuell vorliegenden Gesetzentwurfes ein.  

Dieses Vorgehen der unechten Rückwirkung ist bereits deshalb unzulässig, da der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit nicht gewahrt wurde. Das Interesse der Allgemeinheit, die ent-
stehenden Nachzahlungsansprüche möglichst gering zu halten, überwiegt nicht das Ver-
trauen der Beamten an der Verfassungsmäßigkeit der Besoldung unter gleichbleibenden Be-
dingungen/Bezugsgröße der Alleinverdienerehe. 

Die Beamten sind nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts unstreitig nicht 
verpflichtet, mehr als andere zur Konsolidierung der Haushalte beizutragen. 

Dies würde ihnen jedoch mit einer Änderung der Bezugsgröße zugemutet. Indem ein Part-
nereinkommen in Höhe von 762 € monatlich (7,56 € x 40 Stunden x 52 Wochen – davon  55 
Prozent monatlich) bei der Ermittlung der Mindestbesoldung hinzugerechnet wird, entzieht 
sich der Gesetzgeber seiner eigenen Verpflichtung zur Gewährung einer verfassungsmäßi-
gen Alimentation. Sie vermindert den Besoldungsansprüche für die Vergangenheit und damit 
die den Beamtinnen und Beamten zu gewährenden Nachzahlungsansprüche allein aus 
Haushaltsgründen.  

Die Eindämmung von Ausgaben zur Schonung der Haushalte hat kein solches Gewicht, um 
das Vertrauen der Beamtinnen und Beamten und dessen Schutzwürdigkeit zu enttäuschen. 

Da der Senat an dieser Regelung festhält, ist für den dbb hamburg absehbar, dass erst eine 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts hier für Rechtssicherheit für die hamburgi-
schen Beamtinnen und Beamten sorgen wird. Insofern bleibt es auch hier bei einem rechtli-
chen Schwebezustand, der noch viele Jahre anhalten wird. Auch dieser Aspekt wird bei den 
betroffenen Beamtinnen und Beamten als Zeichen mangelnder Wertschätzung wahrgenom-
men, da der Senat damit seine eigenen Mitarbeitenden weiter in eine rechtliche Auseinan-
dersetzung zwingt, anstatt gemeinsam mit den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 
nach Lösungen zu suchen. Der Senat stellt ersichtlich auf einen Zinsgewinn ab, den ihm § 4 
Abs. 6 HmbBesG beschert. Wir fordern einen deutliche verantwortungsbewussteren Umgang 
mit den Beamtinnen und Beamten der FHH und eine Lösung, die endlich Rechtsfrieden her-
stellt.   

Orientierung am Minimum Mindestalimentation (Seite 64 Allgemeines A 2. Auswirkun-
gen der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung zur amtsangemessenen Alimenta-
tion b. Vorprüfung cc)      
 
Der dbb hamburg kritisiert, dass sich durch die Drucksache wie ein roter Faden zieht, dass 
der Senat bei seinen Betrachtungen immer von der gerade eben noch verfassungsgemäßen 
Mindestalimentation ausgeht. Das bedeutet, dass Hamburg hier ein fatales Signal an seine 
Beamtinnen und Beamten sendet, das lautet: wir bezahlen euch gerade so, dass wir knapp 
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oberhalb der absoluten Mindestvorgaben des Bundesverfassungsgerichts landen. Da Ham-
burg sonst in anderen Bereichen den Anspruch hat, in der ersten Liga der Bundesländer mit-
zuspielen, hat es für den dbb hamburg einen sehr fahlen Nachgeschmack, dass ausgerech-
net bei der Besoldung der Beamtinnen und Beamten, die tagtäglich für das Funktionieren un-
seres Gemeinwesens sorgen, hier keine Ambitionen erkennbar sind, um auch hier in das 
Spitzenfeld der Bundesländer aufzusteigen. Zumal Hamburg gemeinsam mit Bayern, Baden-
Württemberg und Hessen im Spitzenfeld beim Äquivalenzeinkommen liegt, welches die 
Grundlage für die Mindestalimentation bildet.  
 
Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf fällt Hamburg insbesondere auch im Besoldungs-
vergleich mit Schleswig-Holstein bei den Grundgehältern deutlich zurück.  
Dabei betragen die monatlichen Unterschiede in den Grundgehältern zwischen rd. 200 € in 
der Besoldungsgruppe A 6 über rd. 400 € in der Besoldungsgruppe A 13, bis rund 700 € in 
der Besoldungsgruppe A 16.   
Dieses ist nicht nur eine starke Schlechterstellung der Hamburgischen Beamtinnen und Be-
amten, sondern auch ein Wettbewerbsnachteil im Rahmen der Personalbindung und-gewin-
nung. Der dbb kritisiert dieses Missverhältnis und fragt den Senat, wie er diese Benachteili-
gung seinen Beamtinnen und Beamten erklären will, zumal die Haushaltslage ja auch in 
Schleswig-Holstein nicht besser ist als in Hamburg. Insofern ist es eindeutig eine politische 
Prioritätensetzung, dass Hamburg eine deutlich schlechtere Lösung erarbeitet hat, als 
Schleswig-Holstein, die nicht mit der Haushaltslage zu erklären ist. 
 
Grundsätzliche Aussagen zur Prognostik für die Haushaltsjahre 2026 ff.  
 
Unabhängig von der Bewertung der Einbeziehung des „fiktiven Partnereinkommens“ ist für 
den dbb hamburg nachvollziehbar, dass der Senat für die Jahre 2026 und 2027 die Min-
destalimentation prognostisch berechnet. Da noch keine belastbaren Daten für das Median-
Äquivalenzeinkommen und Krankenkassenbeiträge vorliegen, erscheint dieser Weg plausi-
bel. Allerdings ist der dbb hamburg der Auffassung, dass die getroffenen Prognosen für 2026 
und 2027 im nachfolgenden Gesetzgebungsverfahren dann rückwirkend zu überprüfen sind. 
Gegebenenfalls sind dann bei nachträglich festgestellten Abweichungen auch noch Nach-
zahlungen für die Jahre 2026 ff vorzunehmen.       
 
Zwischenfazit zu den vorgesehenen Maßnahmen zur Herstellung einer amtsangemes-
sene Alimentation: 
 
Für die Herstellung einer amtsangemessenen Alimentation ist der Entwurf völlig unzu-
reichend.  

Dieser Entwurf ist nicht dazu geeignet, Rechtsfrieden und Rechtssicherheit herzustellen. Wir 
brauchen weiterhin ein Gesamtpaket, um die verfassungsmäßigen Ansprüche unserer Be-
amtinnen und Beamten in Hamburg herzustellen. Und natürlich ist es nicht die Aufgabe der 
Gewerkschaften, die notwendige Finanzierung zu erarbeiten, zumal der Senat seit mindes-
tens 2011 Zeit hatte, um die Finanzierung eines verfassungsgemäßen Zustands sicherzu-
stellen. Das ist nichts, was nicht schon seit Jahren bekannt war und kann deshalb auch nicht 
zu Lasten der betroffenen Kolleginnen und Kollegen gehen, die dem Senat seit über 15 Jah-
ren einen steten „Kredit“ gewähren müssen. 

Dem Senat ist erkennbar nicht an einer verfassungsgemäßen Ausgestaltung der Beamten-
versorgung gelegen. Die amtsangemessene Alimentation ist ein grundrechtsgleiches Recht, 
das spiegelbildlich das fehlende Streikrecht kompensiert (ausdrücklich: BVerfG-Urteil vom 
12. Juni 2018, 2 BvR 1738/12 u.a.). Dafür schuldet der Dienstherr eine lebenslange amtsan-
gemessene Alimentation. 
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Das Bundesverfassungsgericht hat dabei auch hervorgehoben, dass die Haushaltslage kein 
Rechtfertigungsgrund ist, das Grundrecht auf amtsangemessene Besoldung der Beamten 
einzuschränken.  Insofern gibt es auch hier keinen rechtlich vertretbaren Grund hinter den 
verfassungsmäßigen Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zurückzubleiben. 

Anmerkungen zu weiteren einzelnen Vorschriften: 

Artikel 2 Änderung des Hamburgischen Besoldungsgesetzes (Hamburg Zulage)  
 
Dort heißt es in $ 57 (3) Hamburgisches Besoldungsgesetz: 

Die Zulage wird nicht gewährt, wenn 

• Beamtinnen und Beamte Intendanzaufgaben oder Leitungsfunktionen ausüben,  ohne 
dass diese Tätigkeiten mit überwiegendem Kontakt mit Bürgerinnen und Bürgern au-
ßerhalb der Dienststelle erbracht werden.   

In der Anlage zur Tarifeinigung vom 29.10.2025 heißt es hingegen: 

Ausgenommen sind Beschäftigte in den in Satz 1 genannten Bereichen, die Intendanzverwal-
tungen, insbesondere Personal, Haushalts-, Orga- und IT-Angelegenheiten in diesen Berei-
chen ohne oder mit sehr geringem Kontakt zu Personen außerhalb der FHH wahrnehmen, 
sowie Leitungskräfte, die den Bereichen vorstehen ohne eigene Tätigkeiten mit Kontakten 
zu Personen außerhalb der FHH-Beschäftigtengruppen. 

Dadurch gibt es eine Schlechterstellung im Bereich der Beamtinnen und Beamten.  

Der dbb hamburg fordert, dass die Formulierung aus der Anlage zur Tarifeinigung 1:1 über-
nommen wird. 

Zudem ist in der sich aus § 57(6) HmbBesG ergebenden Rechtsverordnung noch ein Auffang-
tatbestand wie im Tarifvertrag (Evaluierungsgruppe) aufzunehmen, der den Umgang mit strit-
tigen Dienstposten regelt.  

Weitere Punkte des dbb hamburg: 
 
Artikel 27 Änderung der Vollstreckungsvergütungsordnung 
    
Der dbb hamburg begrüßt, dass endlich nach vielen Jahren eine Erhöhung der Vollstreckungs-
vergütungsverordnung erfolgt. Die letzte Änderung ist im Jahr 2010 erfolgt. 
 

Zu den geplanten Regelungen zur Arbeitszeit (Erhöhung der regelmäßigen Wochenar-
beitszeit von 40 auf 41 Stunden und Streichung des beweglichen AZV-Tags): 

Der dbb hamburg lehnt die geplante Erhöhung der Wochenarbeitszeit von 40 auf 41 Wo-
chenstunden uneingeschränkt ab. Das gleiche gilt für die Streichung des beweglichen AZV-
Tags.  

In diesem Zusammenhang kritisiert der dbb hamburg, dass den Beamtinnen und Beamten 
ein Großteil der Kompensation des strukturellen Haushaltsdefizits im Haushalt der FHH auf-
gebürdet wird.  Nach eigenen Angaben tragen die Beamtinnen und Beamten 140 Mio. € der 
insgesamt 600 Mio. €, die der Senat als strukturelles Defizit ausgerechnet hat. Damit tragen 



14 

 

14 

rd. 43.000 Kolleginnen und Kollegen fast ein Viertel des Defizits für rd. 1.800.000 Einwohner 
in der FHH. Das ist eine übermäßige Belastung und stellt ein Sonderopfer für die aktiven ver-
beamteten Kolleginnen und Kollegen dar.    

Wie schon eingangs ausgeführt, wird mit beiden geplanten Verschlechterungen, die im Jahr 
2026 vorgesehene Erhöhung der Grundgehälter im negativen Sinne überkompensiert. Auch 
wenn es rechtlich keinen unmittelbaren Zusammenhang zwischen der Arbeitszeit und der 
Alimentation gibt, bedeutet es politisch und in der Wahrnehmung der Betroffenen, dass die 
Beamtinnen und Beamten diese Erhöhung selbst finanzieren, da sie zukünftig eine Stunde 
länger arbeiten und einen freien Tag weniger haben, obwohl ein Anspruch auf amtsange-
messene Alimentation besteht.  

Der dbb hamburg kritisiert in diesem Zusammenhang ausdrücklich, dass der Senat versucht, 
die Arbeitszeiterhöhung in ihrer Bedeutung für die Beamtinnen und Beamten herunterzuspie-
len. Die vom Senat geplanten Maßnahmen bedeuten bei 52 Kalenderwochen im Jahr abzüg-
lich 6 Wochen Urlaub eine zusätzliche Belastung in Höhe von 46 Stunden und damit über 
eine ganze Arbeitswoche, die Beamtinnen und Beamten in Hamburg zusätzlich arbeiten sol-
len. 
Zudem wird noch der AZV-Tag gestrichen, anstatt für die zusätzlichen 46 Stunden wenigs-
tens einen Ausgleich anzubieten.  
Hier schießt der Senat über das Ziel hinaus und belastet die Beamtinnen und Beamten im 
Übermaß. 
 
Auch wenn es rechtlich keine direkte Verbindung zwischen der wöchentlichen Arbeitszeit 
und der Höhe der Besoldung gibt, so ist der Verweis auf die Höhe der Arbeitszeit in anderen 
Bundesländern wie Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und Hessen zumindest aus 
politischer Sicht höchstproblematisch, weil in diesen Ländern auch eine höhere Besoldung 
und Versorgung gewährt wird. Insofern betreibt der Senat hier „Rosinenpickerei“. 

Als milderes Mittel käme für den dbb hamburg allenfalls die Einführung flexibel ausgestalte-
ter Langzeitkonten in Betracht, in welche die erhöhte Arbeitszeit von einer Stunde einge-
speist wird. 

Sie können als Instrument genutzt werden, um die Anhebung der Arbeitszeit für die Beamtin-
nen und Beamten „sozialverträglich auszugestalten“ und ihnen zugleich eine größere Zeit-
souveränität ermöglichen. 

Angesichts der demografischen Entwicklung im öffentlichen Dienst, die dessen Attraktivitäts-
steigerung immer dringender notwendig macht, sollte die im Entwurf vorgesehene Arbeits-
zeitverlängerung als Weiterentwicklung der Arbeitszeit in Form von Langzeitkonten genutzt 
werden.  

Ein solches Modell besteht in Hessen, wo auf ein Lebensarbeitszeitkonto diese zusätzliche 
Stunde gebucht wird (§ 1a Hessische Arbeitszeitverordnung HAZVO) .  

In Schleswig-Holstein gibt es zudem zwei AZV-Tage (§ 3 Landesverordnung für die Arbeits-
zeit der Beamtinnen und Beamten -SH  AZVO-), sodass auch hier die hamburgischen Beam-
tinnen und Beamten deutlich schlechter gestellt werden würden.  

Dieses ist für den dbb hamburg nicht hinnehmbar, weil dieses ohne eine Kompensation (z.B. 
durch ein Lebensarbeitszeitkonto) erfolgt. Hier werden also „Äpfel mit Birnen“ verglichen.    
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Die ebenfalls angeführte geplante Arbeitszeiterhöhung in Brandenburg ist zunächst nur bis 
zum 31.12.2032 befristet. Zudem wurden dort auch Entlastungen für bestimmte Gruppen 
vereinbart. 

Zu den Entlastungsberechtigten zählen: 

• Schwerbehinderte im Sinne des § 2 Absatz 2 des Neunten Buches SGB. 

• Beamtinnen und Beamte die nach § 19 der Brandenburgischen Erschwernisverord-
nung im Wechselschichtdienst oder Schichtdienst eingesetzt sind 

• Nach § 21 Absatz 3 der Brandenburgischen Arbeitszeitverordnung Polizei, Feuer-
wehr, Justizvollzug und solche Beamten, die regelmäßig Einsatzdienst leisten oder 
nach § 22 dieser Verordnung in den Leitstellen Dienst als Disponentin oder Dispo-
nent leisten. 

Die in Brandenburg vorgesehenen Regelungen wurden zudem in einem Gesamtpaket zwi-
schen der Landesregierung in Brandenburg und den Gewerkschaften vereinbart. Der dbb 
hamburg hat mehrfach einen solchen Dialog auch für Hamburg eingefordert, bislang aller-
dings ohne Erfolg.   

Zudem weist der dbb hamburg daraufhin, dass die Auseinanderentwicklung der Arbeitszeiten 
zwischen Tarifbeschäftigten und Beamtinnen und Beamten auch zu Spannungen innerhalb 
der Organisationseinheiten führen können. Wir kritisieren, dass der Senat dieses mit seinem 
vorgelegten Entwurf in Kauf nimmt.    

Forderungen des dbb hamburg bezogen auf die Arbeitszeit : 

Der dbb hamburg fordert anstatt einer pauschalen Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit 
die Einführung eines Lebensarbeitszeitkontos.  

Ein Modell dafür könnte das Land Hessen sein. Dort sparen die Beamtinnen und Beamten 
seit dem Jahr 2007 bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres automatisch eine Stunde pro 
Woche an. Für Teilzeitkräfte erfolgt das anteilig. 

Seit dem 01.August 2017 beträgt die wöchentliche Regelarbeitszeit in Hessen 41 Stunden. 
Für Beamtinnen und Beamten gilt ab Vollendung des 60. Lebensjahres und für Beamtinnen 
und Beamten mit Schwerbehinderung weiterhin die 40-Stunden Woche. Insofern ist auch 
eine entsprechende soziale Komponente enthalten. 

Ein Lebensarbeitszeitkonto wäre geeignet, die vom Senat als schwierig bezeichnete Haus-
haltssituation abzufedern, ohne die Beamtinnen und Beamten überproportional zu belasten. 
Der Senat wird aufgefordert dieses Modell in seine Überlegungen einzubeziehen.      

Unabhängig von dieser Grundposition fordert der dbb hamburg zumindest den Einbau 
sozialer Kriterien, wenn der Senat an seiner Haltung zur Erhöhung der Arbeitszeit fest-
hält: 

Ausnahme für lebensältere Kolleginnen und Kollegen 

Im Hamburger Entwurf ist keine Entlastung für lebensältere Kolleginnen und Kollegen vorge-
sehen. Dieses ist besonders kritisch, zumal sich möglicherweise durch die nächsten drohen-
den „Reformen“ die Pensionsgrenzen weiter nach hinten verschieben werden. Da ist es nicht 
nachvollziehbar, dass man keine Ausnahmen für lebensältere Kolleginnen und Kollegen vor-
sieht, die bereits sehr viele Jahrzehnte ihren Dienst für die FHH geleistet haben.  
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Auch das ist eine Frage der Fürsorge und der Wertschätzung gegenüber diesen Kolleginnen 
und Kollegen.   

Wir fordern die Aufnahme von Ausnahmeregeln für lebensältere Kolleginnen und Kollegen in 
die Arbeitszeitregelungen.  

Ausnahme für Kolleginnen und Kollegen, die Kinder unter 12 Jahre oder nahe Ange-
hörige pflegen   

Beim Bund gibt es bei der Arbeitszeitregelung in § 3 (1) der Verordnung über die Arbeitszeit 
der Beamtinnen und Beamten des Bundes (Arbeitszeitverordnung -AZV) eine Ausnahme für 
Eltern mit Kindergeldbezug unter 12 Jahren und für Personen, die nahe Angehörige pflegen. 
In der geplanten Hamburger Regelung finden sich solche sozialen Regelungen nicht, was 
der dbb hamburg kritisiert.  

Wir weisen darauf hin, dass mit der Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit Probleme für die 
Kolleginnen und Kollegen entstehen, die Angehörige nicht erwerbsmäßig pflegen. Folgendes 
ist dabei zu beachten: 
Unter bestimmten Voraussetzungen (Pflege mindestens 10 Stunden wöchentlich an mindes-
tens zwei Tagen und höchstens 30 Stunden Wochenarbeitszeit) können diese Kolleginnen 
und Kollegen Anwartschaften in der Rentenversicherung erwerben. Mit der geplanten Erhö-
hung der Wochenarbeitszeit ist eine Rentenanwartschaft also nur möglich, wenn die be-
troffene Person weiter 30 Stunden arbeitet und damit einen Gehaltsverlust in Kauf nimmt. 
Der dbb hamburg fragt den Senat, ob sozialpolitisch tatsächlich beabsichtigt ist, die Bedin-
gungen für die Pflege naher Angehöriger für Beamtinnen und Beamten zu verschlechtern.  
Wir fordern deshalb, dass die Ausnahmeregelungen des Bundes für die Pflege naher Ange-
höriger auch in die Hamburgische Regelung übernommen werden. 

Zur Streichung des beweglichen AZV-Tags: 

Gemäß des vorliegenden Entwurfs soll jetzt nicht nur die wöchentliche Arbeitszeit auf 41 
Stunden erhöht werden, zudem soll auch noch ein AZV-Tag gestrichen werden. Dieses ist 
eine Doppelbestrafung der Beamtinnen und Beamten. Folgerichtig wäre es, wenn zur Kom-
pensation der erhöhten Arbeitszeit zusätzliche AZV-Tage gewährt werden würden, anstatt 
diese zu streichen.  

Zwischenfazit zu den geplanten Verschlechterungen bei der Arbeitszeit: 

Der Verweis des Senats auf einzelne andere Bundesländer überzeugt nicht. Wer sich auf an-
dere Regelungen beruft, darf nicht nur die belastenden Elemente übernehmen und die dort 
vorgesehenen sozialen Kompensationen ausblenden. Hamburg betreibt auch hier „Rosinen-
pickerei“. Ohne gleichwertige Schutz- und Ausgleichsregelungen steht Hamburg nicht in ei-
ner Reihe mit anderen Dienstherrn, sondern isoliert sich arbeitszeitpolitisch. 

Regelungen für schwerbehinderte Kolleginnen und Kollegen 

Der Gesetzentwurf sieht für Schwerbehinderte Kolleginnen und Kollegen 4 zusätzliche Ent-
lastungstage vor. Dieses ist nach der geplanten Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit auf 
41 Stunden ein Gesamtvolumen von 32 Stunden und 48 Minuten. Dazu haben wir folgende 
Anmerkungen und Forderungen: 

1) Einzelbegründung zu Artikel X2 – Nummer 2 (Neufassung von § 3) / zu Absatz 1  
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Soweit von einem „…Ausgleich zur Anhebung der wöchentlichen Regelarbeitszeit…“ die 
Rede ist und „…werden die Auswirkungen der Arbeitszeitanpassung für diese Personen-
gruppe überwiegend kompensiert.“, ist festzuhalten: 

Eine volle Kompensation würde erst bei 5,27 Entlastungstagen erreicht. Bei 4 Entlas-
tungstagen verbleiben noch 10,43 Stunden Mehrarbeit im Jahr.  
Unter Einbezug des entfallenden AZV-Tages wäre erst bei 6,24 Tagen ein Ausgleich er-
reicht (18,63 Stunden Mehrarbeit im Jahr). 
 
Diese Mehrbelastung schwerbehinderter Beamtinnen und Beamten wird vom dbb ham-
burg abgelehnt.  

 
2) Artikel X2 „Änderung der Arbeitszeitverordnung“,  

Nummer 2 Neufassung § 3 „Entlastungstage für Menschen mit Behinderung“ 

Die Überschrift ist unpräzise und kann damit irritieren. Denn die inhaltliche Regelung zielt 
ausschließlich auf Bedienstete ab, die einen Zusatzurlaub gemäß § 208 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch erhalten. 

Bereits das erste Wort des § 208 SGB IX macht klar, dass einen Anspruch auf Zusatzur-
laub nach dieser Norm ausschließlich schwerbehinderte Menschen haben. Gleichgestellte 
Menschen sind von diesem Anspruch ausgeschlossen (Menschen mit einem GdB ohne 
Gleichstellung erst recht). 

Daher sollte die Überschrift angepasst werden: „…mit Schwerbehinderung“. 

 
3) Artikel X4 „Schlussvorschriften“, Absatz 3 Satz 3 

Soweit hier „…nach Maßgabe von Absatz 4...“ steht, ist dies möglicherweise missver-
ständlich, denn die Regelungen des folgenden Absatzes 4 hat die nach § 27 BeamtStG 
herabgesetzten Arbeitszeiten [begrenzte Dienstfähigkeit] zum Inhalt. Nach unserem Ver-
ständnis sind diese Regeln des Absatz 4 nicht maßgeblich für den Absatz 3.  

Erst bei Zuziehung der Verordnungsbegründung hierzu (zu Satz 3, letzter Satz) wird deut-
lich, dass [nur] bei begrenzt dienstfähigen Bediensteten (grundsätzlich) die ärztliche Prü-
fung erfolgen muss. 

Da der folgende Absatz systematisch als Lex Specialis für den vorgehenden Absatz gese-
hen werden kann, bedarf es dieser Formulierung im Absatz 3 Satz 3 nicht. Vielmehr 
scheint es sinnvoller, in Absatz 4 einen Verweis auf den Absatz 3 Satz 3, 1. Halbsatz 
vorzunehmen; in Absatz 4 sollten alle Regelungen für diesen Personenkreis erkennbar 
sein bzw. die notwendigen Verweise auf andere Normen stehen. 

 
4) Artikel X4 „Schlussvorschriften“, Absatz 4 

Erst aus der Begründung zu Absatz 4 geht klar erkennbar hervor, dass hier ein Problem 
bei 20 Stunden (die auf 20,5 angehoben werden müssen, um eine Dienstunfähigkeit zu 
vermeiden) besteht. 

Nach unserem Verständnis handelt es sich bei „Teilzeitbeschäftigung“ im Wortsinn (z. 
B. des Artikel X4, Absatz 3) nicht um Fälle einer begrenzten Dienstfähigkeit – zumal 
die Begrifflichkeit „Teilzeit“ im Absatz 4 auch nicht genannt wird (sondern „Arbeitszeit“).  
 
Insofern ist, ohne die Begründung schwer nachzuvollziehen, dass Absatz 3, Sätze 3 und 
4 für die Fälle des Absatzes 4 gelten – und wie diese zu verstehen sind. 

Wir halten mindestens den Hinweis auf die 20,5 Stunden Untergrenze bei begrenzter 
Dienstfähigkeit (der Satz 6 der Begründung – und eigentlich auch die Regelungen, 
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wann eine hausärztliche Bescheinigung ausreichend sein kann), für so wichtig und praxis-
relevant, dass diese direkt in den Verordnungstext des Absatz 4 gehören! 

Erschwerend kommt hier dazu, dass die Begründung zu Absatz 4 in Satz 2 („…in An-
wendung des Absatzes 2 Sätze 3 und 4...“) sowie Satz 4 („…Aufstockungsmöglichkeiten 
nach Absatz 2 Satz 3…“) falsch ist. Die entsprechenden Regelungen sind in Absatz 3 
der Schlussvorschriften, nicht in Absatz 2 (der nur einen Satz hat). So wird es noch 
schwerer, den Zusammenhang herzustellen! 

 
5) Artikel X4 „Schlussvorschriften“, Absatz 8, Satz 2 

Bezugnehmend auf die vorstehenden Ausführungen ist unklar, ob sich die Regelung auch 
auf die Fälle begrenzter Dienstfähigkeit bezieht. Die Begründung klärt das nicht eindeutig. 
Es wird sich zwar auf den Absatz 3 Satz 4 bezogen, aber vgl. insoweit unsere Ausführun-
gen 1) – in Absatz 4 ist derzeit kein Verweis auf den Absatz 3 vorhanden. 
 
Da es in im hamburgischen öffentlichen Dienst mutmaßlich eine relevante Anzahl von 
Personen gibt, die derzeit eine begrenzte Dienstunfähigkeit von 20 Stunden haben, sind 
diese Änderungsvorschläge wichtig, um spätere Diskussionen an den Stellen zu vermei-
den.  

 
 
Forderungen des dbb hamburg, die bislang noch nicht im Gesetzentwurf enthalten sind:   
 
Ruhegehaltfähigkeit von Funktionszulagen: 
 
Der dbb hamburg ist der Auffassung, dass die Tätigkeiten, die Funktionszulagen zugrunde 
liegen, häufig über viele Jahre, teilweise über das ganze Betriebsleben ausgeübt werden und 
oft mit besonderen Belastungen verbunden sind. Wer dauerhaft besondere Aufgaben, Verant-
wortung und gesundheitliche Belastungen übernimmt, muss dieses auch in der Versorgung 
anerkannt bekommen. Deshalb wird gefordert, die entsprechenden Funktionszulagen auch 
ruhegehaltsfähig zu stellen.   
 
Dienstzulage für Sachbearbeitende der Bußgeld- und Strafsachenstelle beim Finanzamt 
für Prüfungsdienste und Strafsachen 
 
Der dbb hamburg fordert eine Dienstzulage für Sachbearbeitende der Bußgeld- und Strafsa-
chenstelle beim Finanzamt für Prüfungsdienste und Strafsachen 
 
Wir sehen eine Notwendigkeit, dass der Dienstposten Sachbearbeitung Bußgeld- und Straf-
sachenstelle in Hamburg aufgewertet wird - beispielsweise durch die Gewährung von Zula-
gen, vgl. § 52 HmbBesG, und/oder durch Schaffung von (weiteren) Dienstposten mit der 
Wertigkeit A12 und A13. 
 
Die Sachbearbeitung der Bußgeld- und Strafsachenstelle erhält aktuell keinerlei Zulage für 
den durchzuführenden Außendienst. Tatsächlich ist die Teilnahme an Durchsuchungsmaß-
nahmen, sowohl in staatsanwaltschaftlicher als auch in Funktion als Ermittlungsperson, re-
gelmäßiger Bestandteil der Tätigkeit, in der Arbeitsplatzbeschreibung als Kernaufgabe defi-
niert und darüber hinaus für den Dienstbetrieb zwingend erforderlich.  
 
Die dort tätigen Kolleginnen und Kollegen werden – genauso wie die Kolleginnen und Kolle-
gen der Steuerfahndung – umfassend auf diesen Teiltätigkeitsbereich in rechtlicher als auch 
praktischerweise weitergebildet.  
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Die Zahlung einer Zulage für die durchgeführte Außendiensttätigkeit, bspw. in Anlehnung an 
die §§ 49 oder 52 HmbBesG, bewirkt die gebotene Angleichung an die Tätigkeit der Steuer-
fahndung auf der einen Seite, erhöht jedoch auch die Attraktivität des Arbeitsplatzes auf 
Dauer auf der anderen Seite. Die Schaffung von weiteren Dienstposten mit der Wertigkeit 
A12 und der Schaffung von Dienstposten mit der Wertigkeit A13 fördert ebenfalls die Attrakti-
vität des Arbeitsplatzes. Aktuell wird der Dienstposten Bearbeitung für Bußgeld- und Strafsa-
chen überwiegend mit Kolleginnen und Kollegen aus dem Ersteinsatz (nach)besetzt, sodass 
das im Zweiteinsatz erworbene notwendige Spezialwissen und die Fachexpertise, durch den 
sich derzeit zwingenden anschließenden Wechsel in den Dritteinsatz, verloren gehen. Für 
die adäquate Besetzung des Dienstpostens ist eine teilweise Besetzung der vorhandenen 
Stellen mit einer größeren Verweildauer dringend notwendig. 
Durch die Schaffung weiterer höherwertiger Stellen kann damit ein weiterer Anreiz geschaf-
fen werden, diesen anspruchsvollen Dienstposten mittel- und langfristig zu besetzen. 
 
Erhöhung weitere Zulagen auf das Niveau der Hamburg-Zulage: 
 
Weiter fordert der dbb hamburg die Anhebung weiterer Zulagen (z.B. der Betriebsprüferzu-
lage) auf das Niveau der Hamburg-Zulage.  

Gesamtfazit: 

Erneut legt der Senat einen Gesetzentwurf vor, der auch die aktualisierten Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts zur amtsangemessenen Alimentation nicht erfüllt und somit den 
verfassungswidrigen Zustand der Besoldung und Versorgung in Hamburg nicht beseitigt.   

Der Entwurf ist nicht dazu geeignet endlich Rechtsfrieden und Rechtsicherheit in der ham-
burgischen Beamtenschaft zu schaffen und verlorenes Vertrauen wiederherzustellen. Zudem 
wird das Lebenszeitprinzip aus unserer Sicht verlassen, da Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger von den alimentativen Bestandteilen (Jahressonderzahlung) des Ge-
setzentwurfs ausgeschlossen werden.    

Gleichzeitig fallen wir mit diesem Kurs in der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen Län-
dern weiter zurück – mit allen Konsequenzen für die Gewinnung und Bindung qualifizierter 
Fachkräfte.  

Wir fordern den Senat auf, jetzt endlich ernsthaft und auf Augenhöhe mit den Gewerkschaf-
ten an einer echten, verfassungsgemäßen Lösung zu arbeiten.  

Der dbb hamburg hat seit Jahren dem Senat angeboten, über eine zukunftsfähige und nach-
haltige Ausgestaltung des hamburgischen öffentlichen Dienstes zu sprechen. Dieser Prozess 
könnte die Attraktivität und die Funktionsfähigkeit des hamburgischen öffentlichen Dienstes 
sichern. Leider hat der Senat dieses Gesprächsangebot bislang nicht angenommen, dabei 
könnten sich daraus Lösungsvorschläge ergeben. 

Auch die Erhöhung der Wochenarbeitszeit und die Streichung des beweglichen AZV-Tags 
sind nicht dazu geeignet, das Vertrauen der Beamtinnen und Beamten in den Dienstherrn 
FHH zu stärken. 

Besonders kritisieren wir, dass der Senat nicht ansatzweise versucht, gemeinsame Lösun-
gen für die bestehenden Herausforderungen zu finden.  

Um Kenntnisnahme und Berücksichtigung der Stellungnahme des dbb hamburg wird hiermit 
gebeten. 
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Mit freundlichen Grüßen 

 
Thomas Treff, Vorsitzender 


